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Verkündet am 21„Mai 1957 
Schorm, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der Ge­
schäftsstelle«

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Friedrich IC in
strass

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers 
«*' Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br«

rch den Vorstand.
Klägerin, Berufungsklägerjn und Revisionsbeklagte, 

~ Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der VI# Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 14«Mai 1957 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof„Br*Meiß sowie der Bundes­
richter Br«KoE.Meyer, Martin, Br«Bode und Br«Hauß ~ 
für Recht erkannts

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 1«Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stutt­
gart vom 8« Februar 1956 teilweise aufgehoben« Bie 
Berufung der Klägerin gegen das Urteil der 2«Zi“ 
vilkammer des Landgerichts Hechingen vom 2«August 
1955 wird wegen eines Betrages von 709,25 BM nebst 
4 Zinsen hiervon zurückgewiesen«

gegen

esellschaft, S
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Die weitergehende Revision des Beklagten wird 
zurückgewiesen«

Von den Kosten des ersten Rechtszugs hat die Klä­
gerin drei Viertel5 der Beklagte ein Viertel zu 
tragen» Die weiteren Kosten des Rechtsstreits wer­
den zu zwei Dritteln der Klägerin, zu einem Drit­
tel dem Beklagten auferlegt»

Von Rechts wegen



Tatbestands

Dia Klägerin betreibt die Hebenbahn Ebingen-Onstmettin- 
gen« Der Beklagte ist Teilhaber eines Pabrikationsbetriebes« 
Am 28«Februar 1952 gegen 12 Uhr brachte er̂  seinen Ange3tell- 
ten RflHHftin seinem Personenkraftwagen (Mercedes V 170}

. zu dessen Wohnung zurück« Auf der ihm wohlbekannten Strecke 
mußte der Beklagte einen unbeschrankten Übergang der Bahn­
linie der Klägerin kreuzen« Hierbei wurde sein Wagen von der 
Lokomotive eines fahrplanmäßigen Personenzuges erfaßt und 
etwa 24 m weit Uber die Schienen geschoben«. Durch den Zu­
sammenprall, wurden der Beklagte und erheblich ver­
letzt« Der Personenwagen wurde stark beschädigt« An der 
Lokomotive und an den Gleisanlagen entstanden ebenfalls
Sachschäden« * ;'** *\ *

* c*'

Der Betrieb des Beklagten gehört der Textil- und Be­
kleidungsberuf sgenossenschaft an« KiflHHBhat von dieser . 
Leistungen erhalten« Von diesen Leistungen hat die Klägerin
der Berufsgenossenschaft den Betrag von 709,25‘DM bezahlt«

« *

Die Klägerin verlangt Ersatz dieses Betrages vom Beklagten« 
Ausserdem hat sie ihre Sachschäden geltend gemacht, die sie 
ursprünglich mit 641,25 DM berechnet hat« Sie hat mit der 
Klage 1 551 DM begehrt« Hach der Beweisaufnahme im ersten 
Rechtszug sind die Parteien darüber einig geworden, daß der 
Sachschaden der Klägerin mit 400 DM zu bewerten ist« Darauf^ 
hin hat die Klägerin die Klage, auf 1 109,75 DM ermäßigt«

Der Beklagte hat Klageabweisung begehrt« Er führt 
aus# daß er nicht verpflichtet sei, der Klägerin ihre 
Leistungen an die Berufsgenossenschaft zu ersetze**, der
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Ier im übrigen vergleichsweise seinerseits 2 500 DM we­
gen der an K H H B l  geleisteten Beträge gezahlt habe; Der 
Bahnübergang* sei unübersichtlich und es stelle eine er­
höhte Betriebsgefahr dar, daß der Übergang unbeschrankt sei* 
Br habe selbst 4 000 DM Sachschaden erlitten, außerdem 
könne er Schmerzensgeld und Ersatz weiterer Schäden ver­
langen« Mit seinen Schadensersatzforderungen rechne er 
gegen etwaige Ansprüche der Klägerin auf»

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen« Es lehnt 
eine Ausgleichspflicht des Beklagten bezüglich der Leistun­
gen der Klägerin an die Berufsgenossenschaft ab« Im übrigen 
.sei. der Schaden 1 j 1 zu teilen« Damit erledige sich der 
Klageanspruch wegen Sachschadens« Das Berufungsgericht hat 
die Klage im wesentlichen voll zugesprochen. Es hat die Re­
vision zugelassen, weil die Sache insofern von grundsätzli- 
cner Bedeutung sei, als es sich um den Ausgleichsanspruch 
der Klägerin handele« Mit der Revision, um deren Zurück­
weisung die Klägerin bittet, verfolgt der Beklagte seinen 
Klageabweisungsantrag weiter«

Entscheidungsgründe s

I« Die Rechtsfrage, die dem Berufungsgericht Anlaß zur 
Zulassung der Revision gegeben hat, ob nämlich der Klägerin 
ein Ausgleichsanspruch gegenüber dem Beklagten zustehe, 
ist zwischenzeitlich von dem erkennenden Senat (BGHZ 19» 
114) verneint worden« Der vorliegende Rechtsstreit, der
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einenjln allen wesentlichen Fragen gleichgelagerten Fall 
betrifft, gibt keinen Anlaß, von dieser Entscheidung abzu- 
weichen,. Es liegt nur insoweit ein Unterschied vor, als 
der Beklagte von der Berufsgenossenschaft hier zur Zahlung 
eines weit höheren Betrages herangezogen worden ist als 
die Klägerin« Dies spricht eher noch zu Gunsten des Beklag­
ten, weil nicht einmal die scheinbar sich ergebende Un­
billigkeit, daß der Schädiger gänzlich einer Leistungs­
pflicht enthoben sei, die aber in dem erwähnten Urteil 
(S 121) .als nicht entscheidend bezeichnet worden ist, in 
Betracht kommt®

Die Revisionserwiderung ist freilich der Ansicht, 
daß der Klägerin deshalb ein Anspruch gelnäß § 823 Abs 2 BGB 
wegen der an die Berufsgenossenschaft'gezahlten Beträge 
zustehe, weil sich der Beklagte der Verletzung eines Schutz- 
gesetzes (§§ 315? 316 StGB, 80 EBBO) schuldig gemacht ha­
be« Dem kann nicht zugestimmt werden« In der angeführten 
Entscheidung (S 125, 126) ist bereits zu §§ 315? 316 StGB 
ausgeführt worden, daß diese Bestimmungen zwar Schutzge­
setze seien, aber nicht die allgemeine Vermögenslage des 
Eisenbahnunternehmers, sondern nur Gesundheit und Eigen­
tum schützten® Dies schließt Ansprüche der Klägerin we­
gen der von ihr an Dritte gemäß dem Reichshaftpflichtge­
setz geleisteten Beträge gegen den Verletzer des Schutz­
gesetzes aus® Das gleiche gilt aber auch, wenn der Schädiger 
zugleich gegen § 80 EBBO verstoßen hat® Auch hier ist 
Schutzgegenstand das konkrete Betriebsvermögen? gleichgül­
tig ob es durch unmittelbare Handlungen oder durch Ein­
griff in den Betrieb beeinträchtigt wird, nicht aber die 
GesamtVermögenslägee



Wegen des Betrages von 709?25 DM nebst Zinsen war da­
her das landgerichtliche Urteil wiederherzustellen»

IIv Anders ist die Rechtslage wegen der Forderung der 
Klägerin auf Ersatz von 400 Bll Sachschaden» Bas Berufungs­
gericht ist auf Grund de3 Tatbestandes zu der Überzeugung 
gelangt, daß der Beklagte den Unfall wenn nicht allein, so 
doch so überwiegend verursacht habe, daß demgegenüber bei 
der Abwägung die nur leicht erhöhte Betriebsgefahr der Bahn 
nicht ins Gewicht falle, vielmehr ganz vernachlässigt wer­
den könne» Aus diesem Grunde sei der Beklagte zu vollem 
Ersatz der Sachschäden verpflichtet, ohne daß er die ihm 
selbst erwachsenen Schäden dem Anspruch der Klägerin ent­
gegenhalten könne»

Bie Revision rügt zunächst, daß ein Antrag auf Einnahme 
des Augenscheins u»a» dafür gestellt worden war,.daß der 
Bahnübergang verkehrsreich sei, daß das Berufungsgericht 
den Augenscheinsbeweis aber nicht erhoben habe» Zu Recht 
konnte, das Berufungsgericht von einer Beweisaufnahme -über 
diese Frage absehen» Im Schriftsatz vom 30»April 1955 hatte 
der Beklagte ausgeführts wBaß es bei dem unbeschrankten Bahn­
übergang nicht schon häufiger zu Unglücksfällen gekommen ist, 
ist nur auf den geringen Verkehr zurückzuführenw« Bas ist 
ein Geständnis dieser Tatsache, so daß eine spätere abwei­
chende Behauptung- des Beklagten das Gericht nicht zur Be­
weisaufnahme zu diesem Funkte zwingt»

Im übrigen sind die Feststellungen des Berufungsge­
richts ausreichend, um die Verurteilung des Beklagten zu



rechtfertigen« Sie geben ebensowenig wie die Rechtsausfüh- 
rungen Anlaß zu rechtlichen Bedenken« Bei der Würdigung 
des Tatbestandes hat das Berufungsgericht sich weitgehend 
auf die Beweisaufnahme im ersten Rechtszug und die Fest­
stellungen im Strafverfahren gestützt und insbesondere be­
wertet, daß*der Beklagte trotz genauer Kenntnis der Orts­
lage den herankommenden Zug nicht rechtzeitig bemerkt und 
darüber hinaus trotz eines Warnrufs des K M B  nicht recht 
zeitig gebremst hat«

Die Revision rügt, daß das Berufungsgericht festge- 
stellt habe, daß der Übergang zwar im Stadtgebiet von 
Ebingen, aber nicht in einer dicht besiedelten Gegend liege 
daß keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür vorhanden seien 
daß der Zug sich wegen der bergigen Landschaft nicht vom 
Hintergrund abgehoben habe und daß, wenn man sich dem 
Übergang auf etwa 35 m genähert habe, «nach den im Straf­
verfahren getroffenen Feststellungen” die Bahnstrecke auf 
etwa 500 m eingesehen werden könne« Biese Feststellungen 
hätte nach Ansicht der Revision.das Berufungsgericht nicht 
treffen dürfen, ohne den beantragten Augenschein einzu­
nehmen, durch den dargetan werden sollte, daß der Übergang 
in einer dicht besiedelten Gegend liege, daß die Übersicht 
dort äußerst schlecht sei und der Zug sich nicht von dem 
bergigen Hintergrund abgehoben haben könne«. Bern kann 
nicht zugestimmt werden« Bie Strafakten, die Gegenstand der 
Verhandlung waren, enthalten eine Anzahl verhältnismäßig 
großer Lichtbilder, die die Unfallstelle unmittelbar hach 
dem Unglück sehr klar wiedergeben« Außerdem liegt eine 
maßstabgerechte Karte vor« Biese Unterlagen ermöglichten 
dem Berufungsgericht eine ausreichende Würdigung des Tat-



bestandes, zumal im Zusammenhang mit der Beweisaufnahme 
im ersten Rechtszug. Wollte der^Beklagte demgegenüber einen 
anderen Sachverhalt dartun? so genügte nicht ein Antrag auf 
Augenscheinseinnahme, dem außerdem entgegenstehen mochte5 daß 
die Schnee- und Witterungsverhältnisse und der Stand der Vege­
tation an der Unfallstelle nicht derart rekonstruiert wer­
den kcnnten? wie sie in den Lichtbildern festgehalten waren*
Es hätte konkreter Angaben bedurft, welche Umstände nicht 
durch die vorliegenden Beweismittel geklärt seien und durch 
den Augenschein erläutert oder abweichend dargestellt werden 
könnten. Daran fehlt es sowohl' in den Schriftsätzen des Be­
klagten in der Tatsacheninstanz wie in der Revisionsbegrün­
dung. Bezüglich des Sachschadens war daher die Revision zu­
rückzuweisen *

Dis Kostenentscheidung folgt aus §§ 92, 97 ZPO

Me iß Dr.K.S.Meyer Martin
Dr.Bode Dr.Hauß


